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ASVG §111;
VStG 814 Abs1;
VStG 853b;
VStG §54b Abs3;
VWGG 830 Abs2;

1. ASVG 8 111 heute
ASVG § 111 giiltig ab 01.01.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 99/2020
ASVG § 111 giltig von 01.01.2019 bis 31.12.2020zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 113/2015
ASVG § 111 giiltig von 01.01.2019 bis 31.12.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 79/2015
ASVG § 111 giltig von 01.01.2016 bis 31.12.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 113/2015
ASVG 8 111 gultig von 31.12.2009 bis 31.12.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2009
ASVG § 111 giiltig von 01.01.2008 bis 30.12.2009 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 31/2007
ASVG 8 111 gultig von 01.01.2002 bis 31.12.2007 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 67/2001
ASVG 8 111 gultig von 01.01.1996 bis 31.12.2001 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 895/1995
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. VStG 8 14 heute
VStG § 14 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018
VStG § 14 glltig von 01.02.1991 bis 31.12.2018

w N

VStG § 53b heute

VStG 8 53b gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VStG § 53b glltig von 01.07.1995 bis 31.12.2018 zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 620/1995
VStG § 53b gliltig von 01.02.1991 bis 30.06.1995
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VStG § 54b heute

VStG 8 54b gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VStG 8 54b gultig von 01.07.2013 bis 31.12.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
VStG 8§ 54b gliltig von 01.02.1991 bis 30.06.2013
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1. VWGG 8§ 30 heute
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2. VwGG § 30 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
3. VwGG § 30 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
4. VwGG 8 30 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VwGG § 30 gultig von 01.08.2004 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
6. VwWGG § 30 gultig von 05.01.1985 bis 31.07.2004

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat tGber den Antrag des H, vertreten durch S& Partner Rechtsanwalte, der gegen den
Bescheid der belangten Behodrde Unabhangiger Verwaltungssenat im Land NiederOsterreich Aulenstelle
Wiener Neustadt vom 6. Juli 2012, ZI. Senat-BL-11-1046, betreffend Ubertretung des §8 111 ASVG (weitere Partei:
Bundesminister fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz), erhobenen und zur hg. ZI. 2012/08/0192 protokollierten
Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss gefasst:Der Verwaltungsgerichtshof hat Gber
den Antrag des H, vertreten durch S& Partner Rechtsanwadlte, der gegen den Bescheid der belangten Behorde
Unabhangiger Verwaltungssenat im Land Niederdsterreich Aul3enstelle Wiener Neustadt vom 6. Juli 2012, ZI. Senat-BL-
11-1046, betreffend Ubertretung des Paragraph 111, ASVG (weitere Partei: Bundesminister fir Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz), erhobenen und zur hg. ZI. 2012/08/0192 protokollierten Beschwerde die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen, den Beschluss gefasst:

Spruch

Gemal § 30 Abs. 2 VWGG wird dem Antrag nicht stattgegeben.Gemal3 Paragraph 30, Absatz 2, VwWGG wird dem Antrag
nicht stattgegeben.

Begriindung

Mit dem im Instanzenzug ergangenen angefochtenen Bescheid wurden Uber den Beschwerdefihrer wegen

Ubertretungen des ASVG Geldstrafen in Héhe von insgesamt EUR 2.190,-- verhangt.

Mit der gegen diesen Bescheid an den Verwaltungsgerichtshof erhobenen Beschwerde ist der Antrag verbunden,
dieser die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. Der Beschwerdeflhrer begriindet seinen Antrag im Wesentlichen
damit, dass die sofortige Entrichtung der ihm auferlegten Zahlungen fir ihn nicht zu bewerkstelligen sei und damit fur
ihn unverhaltnismaRBige, seine Lebensfihrung erheblich beeintrachtigende Nachteile verbunden waren, die auch im

Fall eines spateren Beschwerdeerfolges nachtraglich nicht wieder beseitigt werden kénnten.

Gemald 8 30 Abs. 2 VwWGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Beschwerdefiihrers die aufschiebende
Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem nicht zwingende &ffentliche Interessen entgegenstehen und nach
Abwagung aller berthrten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Austbung der mit Bescheid eingeraumten
Berechtigung durch einen Dritten fir den Beschwerdeflhrer ein unverhdltnismaBiger Nachteil verbunden
ware.Gemald Paragraph 30, Absatz 2, VWGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Beschwerdefuhrers die
aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem nicht zwingende offentliche Interessen
entgegenstehen und nach Abwagung aller berihrten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Austibung der mit
Bescheid eingeraumten Berechtigung durch einen Dritten fur den Beschwerdefihrer ein unverhaltnismafiger Nachteil

verbunden ware.

Einen solchen unverhaltnismaRigen Nachteil hat der Beschwerdefihrer schon deshalb nicht darzulegen vermocht, weil
nach § 54b Abs. 3 VStG die Moglichkeit besteht, einen Antrag auf angemessenen Aufschub oder auf Teilzahlung der
verhangten Strafe zu stellen, dem nach der genannten Gesetzesstelle zu entsprechen ware, wenn die unverzigliche
Zahlung aus wirtschaftlichen Grunden nicht zuzumuten ist. Weiters durfen nach § 14 Abs. 1 VStG Geldstrafen nur
insoweit zwangsweise eingebracht werden, als dadurch weder der notwendige Unterhalt des Bestraften und
derjenigen, zu deren Unterhalt ihn das Gesetz verpflichtet, noch die Erfillung der Pflicht, den Schaden gutzumachen,
gefahrdet wird. Was die Ersatzfreiheitsstrafe anlangt, so genlgt es, auf § 53b VStG zu verweisen.Einen solchen
unverhdaltnismalligen Nachteil hat der Beschwerdefiihrer schon deshalb nicht darzulegen vermocht, weil nach
Paragraph 54 b, Absatz 3, VStG die Moglichkeit besteht, einen Antrag auf angemessenen Aufschub oder auf Teilzahlung
der verhdngten Strafe zu stellen, dem nach der genannten Gesetzesstelle zu entsprechen ware, wenn die
unverzlgliche Zahlung aus wirtschaftlichen Grinden nicht zuzumuten ist. Weiters dirfen nach Paragraph 14, Absatz
eins, VStG Geldstrafen nur insoweit zwangsweise eingebracht werden, als dadurch weder der notwendige Unterhalt
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des Bestraften und derjenigen, zu deren Unterhalt ihn das Gesetz verpflichtet, noch die Erfullung der Pflicht, den
Schaden gutzumachen, gefahrdet wird. Was die Ersatzfreiheitsstrafe anlangt, so gentgt es, auf Paragraph 53 b, VStG

Zu verweisen.
Dem Aufschiebungsantrag war daher nicht stattzugeben. Wien, am 5. September 2012
Schlagworte
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